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Sicherheitspolitik

Sicherheitspolitik
in finanziellen Engpässen
Im Verhältnis zu Russland sind Entschiedenheit und Dialog-
bereitschaft nötig. Und unter dem gegenwärtig herrschenden
finanziellen Druck ist eine bessere Abstimmung des Sicherheits-
instrumentariums unerlässlich. Solche und weitere Erkenntnisse
zur neuen strategischen Lage resultierten aus einer Tagung
der deutschen Bundesakademie für Sicherheitspolitik.

Bruno Lezzi

Die zunehmend düstere weltpolitische
Lage bildete den Rahmen für das 2. Deut-
sehe Forum Sicherheitspolitik, das die
Bundesakademie für Sicherheitspolitik
(BÄKS) diesen Frühherbst in Berlin
durchgeführt hat. Im Zentrum stand die

Frage, wie die gegenwärtigen Konflikte
und Krisen angesichts knapper Finanzen

gemeistert werden könnten. Unter die-

sem Vorzeichen referierten und diskutier-
ten unter Leitung von Botschafter Hans-
Dieter Heumann, dem Präsidenten der
Akademie, Politiker, hohe Staatsbeamte
und Wissenschaftler aus ihren jeweili-
gen Blickwinkeln Flüchtlingsprobleme,
die Ukrainekrise und die Auswirkungen
der blutigen Kämpfe im Nahen und Mitt-
leren Osten. Grundsätzlich einig war man
sich darin, dass eine aktive Sicherheitspo-
litik nur auf der Basis einer leistungsfähi-

gen, wettbewerbsorientierten Wirtschaft

Zerfallende staatliche Strukturen erschweren

den Dialog über Flüchtlingsprobleme,
beispielsweise mit afrikanischen Ländern.

Bild: Marina Militare

geführt werden könne, wie dies auch
der deutsche Finanzminister Wolfgang
Schäuble in einer kurzen Standortbestim-

mung unterstrich.

Prioritäten setzen

Der enge finanzpolitische Rahmen ist

sicherheitspolitisch deshalb problema-
tisch, weil er in eine Zeit fällt, in der die

Erwartungen in die Handlungsfähigkeit
Deutschlands wachsen, wie der aussen-
und sicherheitspolitische Berater von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel, Christoph
Heusgen, erläuterte. Es sei unerlässlich,
die sicherheitspolitisch relevanten Instru-
mente besser aufeinander abzustimmen.
In Heusgens Augen bieten die Personal-
Wechsel an den Spitzen von NATO und
EU die Chance, bei Projekten zur militä-
rischen Arbeitsteilung (z. B. «Pooling and

Sharing») weiterzukommen. Er liess aller-

dings durchblicken, dass es nicht zuletzt
deswegen schwierig sei, Sicherheits- und
Verteidigungspolitik zu koordinieren, weil
damit unweigerlich die nationale Souve-

ränität der beteiligten Staaten tangiert sei.

Auch die Industrie müsse noch intensiver

als bisher in die Diskussionen mit einbe-

zogen werden.
Um die Festlegung von Prioritäten wird

man nicht herumkommen. In erster Linie
geht es darum, dort aktiv zu werden, wo
negative Entwicklungen einen direk-
ten Einfluss auf die Sicherheit haben; de-

ren Wurzeln liegen zurzeit in Osteuro-

pa. Unter solchen Vorzeichen wäre es

falsch, jetzt eine umfassende Diskussion
über Sinn und Zweck der Europäischen
Union (EU) zu führen, meinte der Wirt-
schaftsprofessor Henrik Enderlein. In
einer Phase sich überlagernder Krisen
gelte es vielmehr, die anstehenden Pro-
bleme pragmatisch zu lösen. Gleichzeitig
zeigte er sich besorgt über die Wirtschaft-
liehe Schwäche Frankreichs, die sich, bis

jetzt jedenfalls, aber nicht negativ auf das

sicherheitspolitische und militärische En-

gagement ausgewirkt hat. Heusgen erin-
nerte in diesem Zusammenhang unter an-
derem an das gemeinsam unterbreitete
Angebot, der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE),
Drohnen zur Überwachung der russisch-
ukrainischen Grenze zur Verfügung zu
stellen.

Lob für Schweizer OSZE-Vorsitz

In Referaten und Diskussionen nah-

men Stellungnahmen zur Gestaltung des

künftigen Verhältnisses zu Russland einen
weiten Raum ein. Man war sich prinzi-
piell darin einig, dass die gewaltsame Ver-

Schiebung von Grenzen nicht akzeptiert
werden darf. Die Annexion der Krim sei

kein Betriebsunfall, sondern eine Zäsur,

sagte Michael Roth, Staatsminister für
Europa im Auswärtigen Amt. Dennoch
sei es wichtig, den Dialog mit Moskau
nicht abbrechen zu lassen; eine stabile

europäische Friedensordnung ohne Russ-

land sei nicht möglich. In den Augen

12 ASMZ11/2014



Sicherheitspolitik

Roths muss die OSZE eine Schlüsselnd-
le spielen. Es sei «grossartig», dass die
Schweiz dieses Jahr das Präsidium inne-
habe.

Für eine harte Linie gegenüber Russ-

land plädierte vor allem der polnische
Botschafter in Deutschland, Jerzy Jözef
Marganski. Nun sei die Zeit gekommen,
von alten Denkmustern Abschied zu neh-

Die Welt ist nicht sicherer geworden:
Hans-Dieter Heumann, Präsident der Bundes-

akademie für Sicherheitspolitik. Bild: BÄKS

men. Als wesentlichen Mangel beklag-
te der Diplomat das Fehlen einer dauer-
haften militärischen Präsenz der NATO
in den osteuropäischen Bündnisländern.
Einen etwas anderen Akzent setzte — er-

wartungsgemäss - Gregor Gysi, Frakti-
onsvorsitzender der Partei «Die Linke»,
in wortgewandten Diskussionsbeiträgen.
Eine europäische Friedensordnung werde

nur dann stabil sein, wenn es gelingen
sollte, mit Russland gleiche Beziehungen
aufzubauen, wie sie unter den EU-Mit-
gliedsstaaten üblich seien. Wenn Länder
wie die USA, die selber Völkerrecht ver-
letzt hätten, Russland vorwürfen, es ver-
stosse gegen völkerrechtliche Bestimmun-

gen, mache dies im Kreml keinen Ein-
druck.

Die Wirkung der gegen Russland ergrif-
fenen Sanktionen wurde kontrovers be-

urteilt. Klar wurde hingegen konstatiert,
dass sich Europa einen «Erdgaskonflikt»
mit Russland nicht leisten könne. Und
unwidersprochen blieb die Feststellung,
dass die USA von Europa Sanktionen ver-
lange, ohne dabei die amerikanische Wirt-
schaft zu gefährden.

Migration -
auch ein Sicherheitsproblem

Unter dem Eindruck der Blutspur des

Islamischen Staates im Irak und in Syrien
diskutierten Podien und Plenum die gra-
vierende Flüchtlingssituation im Gesamt-
rahmen. Weltweit sind über 50 Millionen
Menschen auf der Flucht. Dieser Druck
werde noch zunehmen, meinten die an-
wesenden Experten. Zerfallende staatliche

Strukturen erschweren den Dialog über

Flüchtlingsprobleme, beispielsweise mit
afrikanischen Ländern. Stabile Struktu-
ren, Entwaffnungs- und Wiedereinglie-
derungsprogramme für Soldaten könn-
ten dazu beitragen, die Flüchtlingsströme
zu reduzieren, denn nicht alle Men-
sehen, die nach Europa fliehen, wollen
ihre Länder definitiv verlassen. Für solche

Projekte fehlen aber die notwendigen
Gelder, auch in der Zentralafrikanischen

Republik. Einig war man sich an der Ta-

gung, dass die Lasten besser verteilt wer-
den müssen. Zurzeit tragen Deutschland,
Frankreich und Schweden die Hauptlast.

Die mit der Migration verbundenen

sicherheitspolitischen Probleme stellte
der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundesminister des Innern, Günter Krings,
dar. Mit der Radikalisierung von Rück-
kehrern aus Syrien und der Möglichkeit
von weiteren Terrorakten in Europa sei zu
rechnen. So gesehen beurteilt Krings die

Unterstützung der Friedenskonsolidierung
als vorrangige Aufgabe, auch wenn die ma-
terielle Basis für die Sicherheitsvorsorge
schmaler werde. Konkret nannte er die
deutschen Polizeimissionen in Afghanis-
tan, Afrika und in Kosovo. In ähnlichem
Sinn argumentierte auch der Parlamenta-
rische Staatssekretär beim Bundesminister
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Thomas Silberhorn. Auch
er mass der Prävention einen erstrangigen
Stellenwert zu.

Wie Krings weiter erklärte, wird auch
das Grossverbrechen, das sich zurzeit neue

grenzübergreifende «Gewinnfelder» er-
schliesst, ins Visier genommen. Ein neues

Konzept zur Bekämpfung der organisier-
ten Kriminalität steht beim Bundeskrimi-
nalamt in Bearbeitung. H
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Aus </em Bundesdaus

A/af/ona/raf (A/P) und
Ständern f (SP) enf-
sed/eden über m/7/-

färpo//f/sc/7e Ge-

sedä/te m/t Sc/71/i/er-

gew/cdf F//7a/7ze/7,

/mmod///en und Päs-

fang.

Der A/P i/eradscd/edefe a/s Zwe/fraf das

«-ProgramA?? zur Descda/fung and Aas-
serd/ensfsfe//ung i/on Päsfungsmafer/a/
2024» /24.030), mdern er den Dandes-
desed/uss äder d/e Descda/fung gened-
rn/gfe and aa/denyen/gen äder d/e Aas-

serd/ensfsfe//ung n/cdf e/nfraf. Erst/mm-
fe a/s Ersfraf e/ner /Wof/on «Päsfangs-
Programm 2025 p/as» se/ner S/cder-

de/fspo//f/scden Pomm/ss/on /24.3660)
sow/e dem «Dandesdescd/ass äder d/e
/mmod///en des l/DS /är das /adr 2024»
f24.052jza. /n den Fragestunden g/'ng es

am Armee-E/nsafzdere/fscda/t (24.5320J,
«Per/od/scde Der/cdfe äder d/e der Ar-

mee gesetzten Z/e/e» gemäss Art. 249d
M/7/färgesefz f24.53S5j, e/gensfänd/-
ge Sfurmgei/i/edr-Produ/cf/on dared d/e
Scdwe/zer /ndasfr/e /24.5420) and er-
dödfe Dere/fscda/it der Armee-E/nsafz-
i/erdände /24.5453J. /n e/ner/nferpe//a-
f/'on aas der FDP-Fra/cf/on werden dem

Bundesrat Fragen zur «/.edensdaaeri/er-

/ängerang der F/ger (Te/7-jF/offe» ge-
sfe//f/24.3742j.

A/acd dem A/P genedm/gfe aaed der SP

e/'ne /Wof/on, wonaed der Dandesraf de-

aa/tragf w/'rd, /m M/7/färgesefz (520.20)
den Grundsatz e/nes medryadr/gen Ar-

mee-Zad/angsradmens /esfzascdre/den
f23.356S). DerSPdedande/fe dre//nfer-
pe//af/onen za «l/l/e/ferenfw/c/c/ung and

F/nanz/erang der Armee /nda/f//cd, ze/'f-

//cd and mafer/e// /n Üdere/nsf/mmang
dr/ngen» (7Z4.3452), zur Aasserd/ensf-

sfe//ang der F-5 F/ger and S/cdersfe/-

/ang der /.u/täderwaedung f24.3473j
and zur Za/can/7 der F-5 F/ger and der
Pafroa/7/e Su/sse naed dem A/e/n zum
Gr/pen f24.3575j. D/e S/cderde/fspo//-
f/sede Pomm/ss/on des SP /ädrfe e/nen

Fag /ang Änderungen dared zur «Dof-

seda/t zur Änderung der Pecdfsgrand-
/agen /är d/e l/l/e/ferenfw/c/c/ang der Ar-
mee» i/om 3. Sepfemder2024 /24.069J.

Odersf He/nr/cd L l/l//rz

/W/7/färpad//z/sf/Dandesdaas-yoarna//sf
3047 Dremgarfen DE
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